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Gesetz

zur Anpassung des Landesrechts


an das Personenstandsrechtsreformgesetz


Vom 15. April 2009 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Personenstandsausführungsgesetzes 

Das Personenstandsausführungsgesetz vom 9. Oktober 2003 
(GVBl. I S. 270) wird wie folgt geändert: 

1.	 § 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In der Überschrift wird das Wort „standesamtlichen“ 
durch das Wort „personenstandsrechtlichen“ ersetzt. 

b)	 In Absatz 1 wird das Wort „Standesbeamten“ durch das 
Wort „Standesämtern“ ersetzt. 

c)	 In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 4“ durch die An­
gabe „§ 4 Absatz 1“ ersetzt. 

d)	 Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 6 ange­
fügt: 

„(3) Zuständige Verwaltungsbehörde für die Aufgaben 
nach den §§ 24 und 25 des Personenstandsgesetzes ist 
die untere Fachaufsichtsbehörde. 

(4) Zuständig für die Anzeige eines Sterbefalles nach 
§ 30 Absatz 3 des Personenstandsgesetzes ist die Be­
hörde, die die amtliche Ermittlung führt. 

(5) Zuständig für die Erteilung der Zustimmung nach 
§ 66 Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 des Perso­
nenstandsgesetzes ist die oberste Landesbehörde, in de­
ren Geschäftsbereich das wissenschaftliche Forschungs­
vorhaben nach § 66 Absatz 1 fällt. 

(6) Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 70 des 
Personenstandsgesetzes ist das Amt oder die amtsfreie 
Gemeinde.“ 

2.	 In § 2 Absatz 1 wird das Wort „Standesbeamten“ durch das 
Wort „Standesämter“ ersetzt. 

3.	 Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 
Kosten 

Abweichend von § 43 Absatz 1 Satz 2 des Personenstands­
gesetzes werden für die Beglaubigung oder Beurkundung 
von Erklärungen zur Namensangleichung nach Artikel 47 

des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
Kosten erhoben.“ 

4.	 § 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Zweitbücher und Sicherungsregister, die nicht in 
elektronischer Form geführt werden, sind nach dem 
Jahresabschluss durch das Standesamt bis zum Ablauf 
der Fortführungsfristen weiter von der unteren Fach­
aufsichtsbehörde zu führen und aufzubewahren. Ent­
sprechendes gilt für die in der Zeit vom 1. Januar 1876 
bis zum 30. Juni 1938 angelegten standesamtlichen 
Nebenregister.“ 

Artikel 2 
Änderung des Brandenburgischen Meldegesetzes 

Das Brandenburgische Meldegesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 17. Januar 2006 (GVBl. I S. 6), das durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202, 206) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 § 9 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. soweit dem Betroffenen die Einsicht in ein Personen­
standsregister nach § 63 des Personenstandsgesetzes 
nicht gestattet werden darf,“. 

2.	 § 32b Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Annahme als Kind oder der Änderung des Vorna­
mens aufgrund der Vorschriften des Transsexuel­
lengesetzes die Einsicht in ein Personenstandsre­
gister nach den §§ 63 und 64 des Personenstands­
gesetzes nicht gestattet werden darf,“. 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Regelung der Zuständigkeit 
und des Verfahrens nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz vom 
27. Juli 2001 (GVBl. I S. 102), das zuletzt durch Gesetz vom 
21. Juni 2007 (GVBl. I S. 109) geändert worden ist, außer Kraft. 

Potsdam, den 15. April 2009 

Der Präsident

des Landtages Brandenburg


Gunter Fritsch
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Gesetz

zu dem Vierten Staatsvertrag zur Änderung 


des Staatsvertrages über die Zusammenarbeit

zwischen Berlin und Brandenburg


im Bereich des Rundfunks


Vom 15. April 2009 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Dem am 6. Januar 2009 und am 20. Januar 2009 unterzeichne­
ten Vierten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 
über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg im 
Bereich des Rundfunks wird zugestimmt. Der Staatsvertrag 
wird nachstehend veröffentlicht. 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 3 
Absatz 1 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Brandenburg Teil I bekannt zu geben. 

Potsdam, den 15. April 2009 

Der Präsident

des Landtages Brandenburg


Gunter Fritsch


Vierter Staatsvertrag

zur Änderung des Staatsvertrages 


über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und 

Brandenburg im Bereich des Rundfunks


Das Land Berlin und das Land Brandenburg schließen nachste­
henden Staatsvertrag: 

Artikel 1

Änderung des Staatsvertrages über die Zusammenarbeit 


zwischen Berlin und Brandenburg im Bereich 

des Rundfunks


Der Staatsvertrag über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und 
Brandenburg im Bereich des Rundfunks in der Fassung vom 
1. Januar 1999, zuletzt geändert durch Staatsvertrag vom 4. De­
zember 2006 und 10. Januar 2007, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 

„Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
§ 2 

Anwendungsbereich 
Begriffsbestimmungen 

Zweiter Abschnitt 

Zuordnung von terrestrischen 


Übertragungsmöglichkeiten in Berlin 

und Brandenburg 


§ 3 	 Übertragungsmöglichkeiten für den RBB 
§ 4	 Übertragungsmöglichkeiten für das Zweite Deutsche 

Fernsehen und Deutschlandradio 
§ 5	 Nutzung der Übertragungsmöglichkeiten 
§ 6	 Zuordnung weiterer und künftig verfügbarer Über­

tragungsmöglichkeiten 

Dritter Abschnitt 
Medienanstalt Berlin-Brandenburg 

§ 7 Rechtsform, Organe 
§ 8 Aufgaben der Medienanstalt, Anordnungen 
§ 9 Zusammensetzung und Amtszeit des Medienrates 
§ 10 Wahl des Medienrates 
§ 11 Unvereinbarkeiten 
§ 12 Aufgaben und Arbeitsweise des Medienrates 
§ 13 Wahl und Amtszeit des Direktors 
§ 14 Aufgaben des Direktors 
§ 15 Finanzierung der Medienanstalt 
§ 15a Verwendung des Rundfunkgebührenaufkommens 
§ 16 Haushalts- und Wirtschaftsführung 
§ 17 Prüfung durch den Rechnungshof 
§ 18 Rechtsaufsicht 

Vierter Abschnitt 
Vielfaltsicherung im privaten Rundfunk 

§ 19	 Meinungsvielfalt 
§ 20	 Ausschluss publizistischer Vormachtstellungen in 

Berlin und Brandenburg 

Fünfter Abschnitt 
Zulassungsverfahren und Zuweisung 

von Übertragungsmöglichkeiten 

Erster Unterabschnitt 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 21	 Feststellung und Ausschreibung der Übertragungs­
möglichkeiten 

§ 22	 Rundfunkanstalten 
§ 23	 Zulassungserfordernis 
§ 24	 Verfahren, Mitwirkungspflichten 
§ 25	 Auskunftsrecht und Ermittlungsbefugnisse 
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§ 26 Vertraulichkeit § 54 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezoge­
§ 27 Formelle Voraussetzungen der Sendeerlaubnis ner Daten 
§ 28 Inhalt der Sendeerlaubnis, Nebenbestimmungen § 55 Aufsicht 
§ 29 Verlängerungsmöglichkeit, Neuausschreibung 
§ 30 Nachträgliche Veränderungen der Erlaubnisgrund­

lagen Neunter Abschnitt 
§ 31 Rücknahme und Widerruf der Sendeerlaubnis Aufsicht, Ordnungswidrigkeiten 

§ 56 Auskunftsrecht 

Zweiter Unterabschnitt § 57 Beschwerdeverfahren 


Drahtlose terrestrische Übertragungsmöglichkeiten § 58 Beanstandung 

§ 59 Ruhen der Erlaubnis, Verbot einzelner Sendungen 

§ 32 Vergabeverfahren § 60 Ordnungswidrigkeiten 
§ 33 Auswahlkriterien für drahtlose terrestrische Übertra- § 61 Kündigung“ 

gungsmöglichkeiten 
2. § 7 Absatz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

Dritter Unterabschnitt „(2) Organe der Medienanstalt sind der Medienrat und der 
Nutzung des Kabels Direktor. Weitere Organe sind die Kommission für Zulas­

sung und Aufsicht (ZAK), die Gremienvorsitzendenkonfe­
§ 34 Nutzung der Kabelkapazitäten renz (GVK), die Kommission zur Ermittlung der Konzen­
§ 35 Besondere Vorschriften über die Sendeerlaubnis für tration im Medienbereich (KEK) sowie die Kommission für 

Kabelrundfunk Jugendmedienschutz (KJM) nach den Vorschriften des Rund­
§ 36 Zulässigkeit der Weiterverbreitung von Rundfunk- funkstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz-Staatsver­

programmen trages in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
§ 37 Voraussetzungen der Weiterverbreitung 
§ 38 Betreiben von Kabelanlagen, Zugangsfreiheit (3) Gegen Entscheidungen der Medienanstalt ist der Wider­
§ 39 Pflichten der Kabelanlagenbetreiber spruch nach § 68 Absatz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
§ 40 Grundsätze der Belegung analoger Kabelkanäle nicht gegeben; die Klage gegen Entscheidungen auf dem 
§ 41 Zuständigkeiten und Spielräume für die Belegung Gebiet der Zulassung einschließlich ihrer Rücknahme und 

analoger Kabelkanäle 	 des Widerrufs, der Zuweisung von Übertragungsmöglich­
keiten und der Aufsicht über die Veranstalter sowie Ent­
scheidungen über die Nutzung des Offenen Kanals hat kei-

Sechster Abschnitt ne aufschiebende Wirkung.“ 

Besondere Nutzungsformen 


3. § 8 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 
§ 42 Offene Kanäle 
§ 42a Ausbildungsrundfunk „(1) Die Medienanstalt wacht über die Einhaltung der Be­
§ 43 Mischkanäle stimmungen des Rundfunkstaatsvertrages, des Jugendme­
§ 44 Minderheitenprogramme dienschutz-Staatsvertrages und dieses Staatsvertrages, so­
§ 45 Erprobung neuer Nutzungsformen weit sie nicht den öffentlich-rechtlichen Rundfunk oder den 

Datenschutz betreffen, und sorgt für deren Durchführung. 
Sie hat dabei folgende Aufgaben: 

Siebter Abschnitt 
Programmanforderungen an den privaten Rundfunk 1. Förderung und Ausbau der Rundfunkversorgung unge­

achtet des technischen Verbreitungsweges für einen 
§ 46 Programmgrundsätze chancengleichen Wettbewerb innerhalb eines dualen 
§ 47 Unzulässige Sendungen, Jugendschutz Rundfunksystems, 
§ 48 Werbung und Teleshopping 

2. Beratung der privaten Veranstalter, 

Achter Abschnitt 3. Vergabe von Gutachten und Unterstützung von For-
Sonstige Veranstalterpflichten und schungsvorhaben im Rahmen ihrer Zuständigkeit, 

Veranstalterrechte im privaten Rundfunk 
4. Zusammenwirken mit den zuständigen Stellen der Län­

§ 49 Informationsrecht der, des Bundes und der europäischen und internatio­
§ 50 Programmverantwortung nalen Organisationen in Rundfunkangelegenheiten, 
§ 51 Aufzeichnungspflichten 
§ 52 Gegendarstellung 5. Wahrnehmung der Interessen der Länder Berlin und 
§ 53 Drittsenderechte Brandenburg und der zugelassenen Rundfunkveranstal­

ter im Bereich der Rundfunkversorgung und Frequenz­
planung gegenüber den für Telekommunikation zustän­
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digen Stellen des Bundes und der Deutschen Telekom 
AG oder anderen Netzbetreibern, 

6.	 Planung und Durchführung eines Offenen Kanals nach 
Maßgabe des § 42 und eines Ausbildungsrundfunks nach 
Maßgabe des § 42a, 

7.	 Förderung der technischen Infrastruktur für die Rund­
funkversorgung und von Projekten für neuartige Rund­
funkübertragungstechniken, einschließlich der Aus- und 
Fortbildung, gemäß § 40 Absatz 1 Satz 2 des Rund­
funkstaatsvertrages, 

8.	 Unterstützung der Entwicklung der Region Berlin-Bran­
denburg als Medienstandort von nationaler und euro­
päischer Bedeutung, 

9.	 Förderung von Projekten Dritter der Medienkompetenz 
einschließlich der Aus- und Fortbildung. Hierzu gehört 
auch die medienpädagogische Präsentation von Rund­
funksendungen. Die Medienanstalt soll in der Regel 
nur eine anteilige Finanzierung von nicht mehr als der 
Hälfte übernehmen. Staatliche Stellen können nicht 
Empfänger von Zuschüssen sein. Die Medienanstalt 
kann bei besonderem öffentlichen Interesse Maßnahmen 
zur Förderung der Medienkompetenz auch selbst durch­
führen, 

10. Förderung von Projekten zur Erprobung neuer Sende­
formen unter Nutzung neuer Technologien und Über­
tragungswege. 

(2) Die Medienanstalt kann sich zur zweckgerechten Erfül­
lung ihrer Aufgaben an Einrichtungen mit anderen Stellen, 
auch Rundfunkanstalten, beteiligen, oder solche Einrichtun­
gen, auch gemeinsam mit Dritten, schaffen. Dabei soll durch 
geeignete Abmachungen der nötige Einfluss auf die Ge­
schäftsführung des Unternehmens gesichert werden.“ 

4.	 Dem § 12 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die die Rechtsaufsicht führende Stelle hat das Recht auf 
Teilnahme.“ 

5.	 § 15 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Medienanstalt finanziert sich aus den eigenen Ein­
nahmen sowie aus einem Anteil an dem auf Berlin und 
Brandenburg entfallenden Rundfunkgebührenaufkommen 
gemäß § 15a.“ 

6.	 Nach § 15 wird folgender neuer § 15a eingefügt: 

„§ 15a 
Verwendung des Rundfunkgebührenaufkommens 

(1) Dem Rundfunk Berlin-Brandenburg stehen vorab 27,5 
vom Hundert des Rundfunkgebührenanteils der Medienan­
stalt zu. Er verwendet sie 

1.	 zur Erfüllung seiner gesellschaftsrechtlichen Verpflich­

tungen gegenüber der Rundfunk-Orchester und -Chöre 
GmbH, und zwar auch durch die Inanspruchnahme 
kostendeckend zu vergütender Dienste und die Förde­
rung besonderer künstlerischer Projekte der Klangkör­
per der Rundfunk-Orchester und -Chöre GmbH bis zu 
höchstens 900.000 Euro jährlich, 

2.	 für das Filmorchester Babelsberg in Höhe von jährlich 
350.000 Euro, und zwar auch soweit kostendeckend zu 
vergütende Dienste in Anspruch genommen oder be­
sondere künstlerische Projekte gefördert werden, 

3.	 für die Filmförderung über die Medienboard Berlin-
Brandenburg GmbH, 

4.	 für Zwecke der rundfunkspezifischen Aus- und Weiter­
bildung. 

(2) Der Medienanstalt stehen für die Erfüllung ihrer Aufga­
ben 72,5 vom Hundert des Rundfunkgebührenanteils zu. 
Die Höhe der nicht in Anspruch genommenen Mittel wird 
durch Beschluss des Medienrates an den Rundfunk Berlin-
Brandenburg abgeführt. Der Rundfunk Berlin-Brandenburg 
hat diese Mittel für den in Absatz 1 Nummer 3 genannten 
Zwecke zu verwenden.“ 

7.	 In § 23 Absatz 2 werden die Wörter „elektronischer Infor­
mations- und Kommunikationsdienst“ durch die Wörter 
„elektronisches Angebot“ ersetzt. 

8.	 In § 25 wird das Wort „Landesmedienanstalt“ durch das 
Wort „Medienanstalt“ ersetzt. 

9.	 § 42 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Der Offene Kanal gibt seinen Nutzern Gelegenheit 
zur Darstellung ihrer Anliegen und Meinungen durch 
selbstgestaltete Beiträge. Im Rahmen des Offenen Ka­
nals können auch Ereignisse und Veranstaltungen aus 
den Bereichen Politik, Kultur und Gesellschaft darge­
stellt werden. 

(2) Die Medienanstalt nutzt zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben im Offenen Kanal Übertragungskapazitäten des 
Fernsehens, des Hörfunks und des Internets. Auf Be­
schluss des Medienrates wird eine UKW-Frequenz 
ganz oder teilweise für die Nutzung durch den Offe­
nen Kanal vorgesehen, wenn die Kapazitätssituation 
dies erlaubt und die Kosten aus den dem Offenen 
Kanal zur Verfügung gestellten Mitteln übernommen 
werden.“ 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Der Offene Kanal kann auf Beschluss des Medien­
rates auch in privater Rechtsform betrieben werden. 
Die Medienanstalt hat sicherzustellen und zu überwa­
chen, dass die in den Absätzen 1 bis 6 festgelegten 
Grundsätze gewahrt bleiben.“ 
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10. Nach § 42 wird folgender neuer § 42a eingefügt: 

„§ 42a 
Ausbildungsrundfunk 

Die Medienanstalt kann im Rahmen der verfügbaren finan­
ziellen Mittel eine oder mehrere Einrichtungen zur Förde­
rung der Medienausbildung und -fortbildung und der Me­
dienkompetenz auch in privater Rechtsform allein oder mit 
anderen gemeinsam betreiben oder fördern. Dieser Ausbil­
dungsrundfunk soll eng mit dem Offenen Kanal zusammen­
arbeiten. Die in diesem Rahmen produzierten Programme 
können auf den dem Offenen Kanal zugewiesenen Übertra­
gungskapazitäten des Fernsehens und des Hörfunks oder 
im Internet gesendet werden.“ 

11. In § 48 Absatz 1 werden nach dem Wort „Sponsoring“ ein 
Komma und das Wort „Gewinnspiele“ eingefügt. 

Artikel 2 

Änderung des Staatsvertrages über die Errichtung einer

gemeinsamen Rundfunkanstalt der Länder Berlin und


Brandenburg


§ 29 des Staatsvertrages über die Errichtung einer gemeinsa­
men Rundfunkanstalt der Länder Berlin und Brandenburg vom 
25. Juni 2002 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Inkrafttreten, Bekanntmachungserlaubnis


(1) Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des auf den Aus­
tausch der Ratifikationsurkunden folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 

(2) Die Länder Berlin und Brandenburg werden ermächtigt, den 
Wortlaut des Staatsvertrages über die Zusammenarbeit zwi­
schen Berlin und Brandenburg im Bereich des Rundfunks in 
der vom Inkrafttreten dieses Staatsvertrages an geltenden Fas­
sung mit neuem Datum bekannt zu machen. 

Berlin, 22. Januar 2009 Potsdam, 6. Januar 2009 

Der Regierende Bürgermeister Der Ministerpräsident 

Klaus Wowereit Matthias Platzeck 

Gesetz

zu dem Zwölften Staatsvertrag 


vom 18. Dezember 2008 zur Änderung

rundfunkrechtlicher Staatsverträge


(Zwölfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)


Vom 15. April 2009 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Dem am 18. Dezember 2008 vom Land Brandenburg unter­
zeichneten Zwölften Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrecht­
licher Staatsverträge (Zwölfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 
wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent­
licht. 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Zwölfte Rundfunkänderungsstaatsver­
trag nach seinem Artikel 7 Absatz 4 in  Kraft tritt, ist im Ge­
setz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I be­
kannt zu geben. 

Potsdam, den 15. April 2009 

Der Präsident

des Landtages Brandenburg


Gunter Fritsch
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